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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- I den Versicherten befahrene Schiffahrtskundige, 


rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes 

Das Gesetz über die Selbstverwaltung und über j 
Änderungen von Vorschriften auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung (Selbstverwaltungsgesetz) in der 
Fassung vom 13. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 427, 600), zuletzt geändert durch das Vierte Ge- 
setz zur Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes 
vom 10. April 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 213), wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 Abs. 4 wird wie folgt geändert: j 

a) Der bisherige Satz 6 wird gestrichen. 

b) In dem bisherigen Satz 7 wird der Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt und danach fol- 
gender Halbsatz angefügt: 

„bezieht der Wahlberechtigte Bergmanns- 
rente (§ 45 des Reichsknappschaftsgesetzes), 
so gilt er nur als Versicherter." 

2. § 2 Abs. 5 Satz 3 erhält folgende Fassung; j 

„Stellvertreter haben für die Zeit, in der sie die 
Mitglieder vertreten, deren Rechte und Pflich- 
ten; sie müssen dieselben Voraussetzungen der 
Wählbarkeit erfüllen wie diese." 

3. Dem § 2 Abs. 7 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Für die Wahlen zu den Organen der See- 
Berufsgenossenschaft und der Seekasse stehen : 


die nicht Unternehmer sind, gleich. Befahrene 
Schiffahrtskundige sind Personen, die min- 
destens fünf Jahre lang Kapitän im Sinne des 
§ 2 oder Besatzungsmitglied im Sinne des § 3 
des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 713) waren, bei der See-Be- 
rufsgenossenschaft oder der Seekasse versichert 
waren und noch in näherer Beziehung zur See- 
fahrt stehen." 

4. § 2 Abs. 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Für die Wahlen zu den Organen eines 
Trägers der Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten sowie der Knappschafts- 
versicherung gilt als Versicherter, wer 

am Tag der Wahlankündigung versicherungs- 
pflichtig beschäftigt oder tätig ist oder 

in der Zeit vom 1. Januar des zweiten dem 
Wahljahr vorhergehenden Jahres bis zum 
Tag der Wahlankündigung eine Beitragszeit 
von mindestens sechs Kalendermonaten zu- 
rückgelegt hat oder 

bis zum Tag der Wahlankündigung eine Ver- 
sicherungszeit von mindestens sechzig Ka- 
lendermonaten zurückgelegt hat, ohne im Be- 
sitz eines Rentenbescheides zu sein." 

5. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 6 wird das Wort „ist" durch 
die Worte „und eine Zusammenlegung meh- 
rerer Wahlvorschläge zu einem Wahlvor- 
schlag (Listenzusammenlegung) sind" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort 
„die" die Worte „am Wahlsonntag" einge- 
fügt. 
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c) In Absatz 5 Satz 4 wird das Wort „ist" 
durch die Worte „und Listenzusammenle- 
gung sind" ersetzt. 


6. Nach § 4 werden folgende §§ 4 a, 4 b, 4 c und 4d ! 
eingefügt: 

„§ 4 a 

Wahl der Versichertenältesten und Vertrauens- 
männer in der Krankenversicherung, der Unfall- 
versicherung und den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten 

Die Satzung eines Trägers der Krankenver- 
sicherung, der Unfallversicherung und der Ren- 
tenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten kann abweichend von § 4 Abs. 1 be- I 
stimmen, daß die Versichertenältesten und die j 
Vertrauensmänner durch die Vertreterversamm- ; 
lung gewählt werden. In diesem Falle gilt für ! 
die Wahl § 4 Abs. 5 und 6 entsprechend. Den 
Vorschlagslisten der Gruppen der Vertreterver- j 
Sammlung sind Vorschläge der Organisationen i 
und Wählergruppen zugrunde zu legen, die zur i 
Einreichung von Vorschlagslisten für die Wahl j 
der Versichertenältesten und Vertrauensmän- | 
ner nach § 4 Abs. 1 berechtigt sind. : 


§ 4b 

Ergänzung der Vertreterversammlung 

(1) Scheidet ein Mitglied der Vertreterver- 

sammlung vorzeitig aus, so tritt sein erster 
Stellvertreter an seine Stelle; der zweite Stell- 
vertreter tritt an die Stelle des ersten Stellver- 
treters. Satz 1 Halbsatz 2 gilt entsprechend, j 
wenn ein erster Stellvertreter vorzeitig aus- j 
scheidet. In Stellen, die durch Stellvertreter 5 
nicht mehr besetzt werden können, rücken die j 
auf der Vorschlagsliste für diesen Fall bezeich- < 
neten Bewerber ein. Der Vorstand benachrich- ■ 
tigt hiervon den Vorsitzenden der Vertreter- ; 
Versammlung, die von den Veränderungen Be- 
troffenen und die Stelle, welche die Vorschlags- 
liste eingereicht hat. j 

(2) Soweit eine Ergänzung erforderlich wird, 

die sich nicht gemäß Absatz 1 durchführen läßt, 
fordert der Vorsitzende des Vorstandes im Be- 
nehmen mit dem Vorsitzenden der Vertreter- 
versammlung die Stelle, welche die Vorschlags- i 
liste eingereicht hat, auf, dem Vorstand inner- 1 
halb eines Monats einen Nachfolger vorzuschla- j 
gen. Auf Antrag dieser Stelle kann der Vor- 
sitzende des Vorstandes die Frist höchstens uin ! 
einen Monat verlängern. ! 

(3) Erfüllt der als Nachfolger Vorgeschla- 
gene nicht die Voraussetzungen der Wählbar- 
keit, so fordert der Vorsitzende des Vorstandes 
die Stelle, welche die Vorschlagsliste einge- 
reicht hat, auf, dem Vorstand innerhalb eines 
weiteren Monats eine andere Person als Nach- 
folger vorzuschlagen. 


(4) Erfüllt der fristgerecht als Nachfolger 
Vorgeschlagene die Voraussetzungen der Wähl- 
barkeit, so stellt der Vorstand fest, daß er Mit- 
glied oder Stellvertreter geworden ist. Absatz 1 
Satz 4 gilt entsprechend. 

(5) Wird dem Vorstand innerhalb der Frist 
kein Nachfolger vorgeschlagen, der die Voraus- 
setzungen der Wählbarkeit erfüllt, so zeigt der 
Vorstand dies der Aufsichtsbehörde an. Diese 
beruft den Nachfolger aus der Zahl der Wähl- 
baren. 

(6) Absatz 5 gilt entsprechend, wenn eine 
Wahl zur Vertreterversammlung nicht zustande 
kommt; bei neu zu bildenden Versicherungs- 
trägern trifft die Anzeigepflicht den Wahlaus- 
schuß. 

§ 4c 

Ergänzung des Vorstandes 

(1) Scheidet ein Vorstandsmitglied oder einer 
seiner Stellvertreter vorzeitig aus, so fordert 
der Vorsitzende des Vorstandes den Listenver- 
treter der Liste, auf der der Ausgeschiedene 
gewählt worden war, und seinen Stellvertreter 
auf, dem Vorstand innerhalb eines Monats 
durch gemeinsame Erklärung einen Nachfolger 
vorzuschlagen. Auf Antrag des Listenvertreters 
kann der Vorsitzende des Vorstandes die Frist 
höchstens um einen Monat verlängern. 

(2) Erfüllt der fristgerecht als Nachfolger 
Vorgeschlagene nicht die Voraussetzungen der 
Wählbarkeit, so fordert der Vorsitzende des 
Vorstandes den Listenvertreter und seinen 
Stellvertreter auf, dem Vorstand innerhalb 
eines weiteren Monats einen anderen Nachfol- 
ger vorzuschlagen. 

(3) Erfüllt der fristgerecht als Nachfolger 
Vorgeschlagene die Voraussetzungen der Wähl- 
barkeit, so teilt der Vorsitzende des Vorstandes 
im Benehmen mit dem Vorsitzenden der Ver- 
treterversammlung den Vorschlag allen Mit- 
gliedern der Gruppe der Vertreterversammlung 
mit, der der Ausgeschiedene im Vorstand ange- 
hört hat. Geht innerhalb eines Monats kein an- 
derer Vorschlag ein, so gilt der Vorgeschla- 
gene als gewählt. Darauf ist bei der Mitteilung 
des Vorschlags hinzuweisen. 

(4) Wird dem Vorstand innerhalb der Frist 
(Absatz 1 und 2) kein Nachfolger vorgeschla- 
gen, der die Voraussetzungen der Wählbarkeit 
erfüllt, oder wird ihm fristgerecht (Absatz 3 
Satz 2) noch ein anderer Vorschlag eingereicht, 
so sind sämtliche Mitglieder der betreffenden 
Gruppe des Vorstandes und ihre Stellvertreter 
neu zu wählen (§ 4 Abs. 5 und 6). 

(5) Für die Zeit zwischen dem Ausscheiden 
eines Vorstandsmitglieds und dem Eintreten 
des Nachfolgers tritt der erste Stellvertreter 
oder, falls dieser schon ausgeschieden oder ver- 
hindert ist, der zweite Stellvertreter an die 
Stelle des ausgeschiedenen Vorstandsmitglieds. 
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§ 4 d 

Nachfolge im Falle des vorzeitigen Ausschei- 
dens von Versichertenältesten und Vertrauens- 
männern sowie ihrer Stellvertreter 

(1) Die Nachfolge vorzeitig ausscheidender 
Versichertenältester und Vertrauensmänner so- 
wie ihrer Stellvertreter richtet sich nach den 
Bestimmungen der Satzung, 

(2) Soweit die Satzung keine Bestimmungen 
trifft, gilt § 4b Abs. 1 bis 5 entsprechend. Die 
Aufforderung, einen Nachfolger vorzuschlagen, 
ist an den Listenvertreter der Liste zu richten, 
auf der der Ausgeschiedene gewählt worden 
war. Die Frist, innerhalb der ein Nachfolger vor- 
zuschlagen ist (§ 4 b Abs. 2 und 3), beträgt drei 
Monate.“ 


7. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Satz 3 und der erste Halbsatz 
des bisherigen Satzes 4 erhalten als neuer 
Satz 3 folgende Fassung: 

„Wird diese Mehrheit in zwei Wahlgängen 
von keinem Mitglied erreicht, so ist gewählt, 
wer in einem dritten Wahlgang die meisten 
Stimmen auf sich vereinigt; dieser Wahlgang 
darf, wenn nicht einstimmig etwas anderes 
beschlossen wird, frühestens eine Stunde 
nach Bekanntgabe des Ergebnisses des zwei- 
ten Wahlgangs stattfinden/ 1 

b) Der zweite Halbsatz des bisherigen Satzes 4 
wird neuer Satz 4 mit der Maßgabe, daß vor 
den Worten „für ein Jahr“ das Wort „min- 
destens“ eingefügt wird. 


8. Dem § 5 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Satzung kann vorschreiben, daß die Ver- 
treter der einzelnen Gruppen während ihrer 
Amtsdauer abwechselnd den Vorsitz führen; sie 
bestimmt in diesem Falle das Nähere." 


9. In § 8 Abs. 1 Buchstabe b wird Satz 2 gestrichen. 


10. § 11 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Stimmbezirke für die Wahlen der Ver- 
sichertenältesten (Knappschaftsälteste der 
Arbeiter und der Angestellten) in der Knapp- 
schaftsversicherung sind die Ältestenspren- 
gel.“ 

b) Dem Absatz werden folgende Sätze angefügt: 

„Mindestens sechs Ältestensprengel bilden 
eine Sprengelwahlgruppe; das Nähere be- 
schließt der Wahlausschuß. Der zuständige 
Wahlbeauftragte kann bestimmen, daß eine 


Sprengelwahlgruppe aus einer kleineren 
oder größeren Zahl von Ältestensprengeln 
zu bilden ist." 


11. § 11 Abs. 10 wird wie folgt geändert: 

a) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„Die Wahlen finden an einem Sonntag 
(Wahlsonntag) statt. Die Versicherungsämter 
können bestimmen, daß die Wahl in einzel- 
nen Stimmbezirken auch an den beiden dem 
Wahlsonntag vorhergehenden Werktagen 
oder auch an einem dieser Werktage oder 
nur an den genannten beiden Werktagen 
oder nur an einem dieser Werktage statt- 
findet; für die Wahlen der Versicherten- 
ältesten in der Knappschaftsversicherung 
steht diese Befugnis dem zuständigen Wahl- 
beauftragten zu.“ 

b) Dem Absatz werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Vorschlägen im Rahmen des Satzes 3, die 
nach den örtlichen oder betrieblichen Ver- 
hältnissen gerechtfertigt erscheinen, ist zu 
entsprechen. In jeder Gemeinde, bei Ver- 
einigung mehrerer Gemeinden zu einem 
Stimmbezirk in jedem Stimmbezirk, muß 
jedoch für die Wahlberechtigten die Mög- 
lichkeit bestehen, ihre Stimme am Wahl- 
sonntag abzugeben.“ 


12. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält Satz 3 folgende Fassung: 

„Die Wahlausweise sind den Versicherten 
spätestens in der vorletzten Woche vor dem 
Wahlsonntag auszuhändigen.“ 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Wahlausweise für die Wahlen 
zu den Vertreterversammlungen der Ge- 
meihdcunfallversicherungsvcrbände, der Ei- 
genunfallversicherungen von Städten und 
der Feuerwehr-Unfallversicherungskassen 
haben die Gemeinden, die Wahlausweise 
für die Wahlen zu den Vertreterversamm- 
lungen der Ausführungbehörden für Unfall- 
versicherung haben die Dienststellen des 
Bundes, der Länder, der Gemeinden oder der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung auszustellen. “ 


13. § 17 a wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige einzige Absatz wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten über- 
leitungsgesetzes. “ 
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14. Nach § 17 a wird folgender § 17 b eingefügt: 
fi § 17b 

Ubergangsvorschrift für das Saarland 

Im Saarland können Rentenberechtigte nur 
Organen eines Trägers der Krankenversicherung 
angehören, bei dem sie auf Grund der Verord- 
nung über die Durchführung der Krankenver- 
sicherung der Rentner im Saarland vom 29. Ok- 
tober 1946 (Amtsblatt des Saarlandes S. 241) in 
der Fassung des Gesetzes Nr. 112 vom 30. Juni 
1949 (Amtsblatt des Saarlandes S. 721), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes Nr. 676 
vom 27. Juni 1959 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1073), versichert sind.“ 


Artikel 2 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Inkrafttreten; Außerkrafttreten von Vorschriften 
außerhalb des Selbstverwaltungsgesetzes 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten folgende Vorschriften 
außer Kraft, soweit sie nicht bereits außer Kraft 
getreten sind: 

1. § 1 Nr. 1, 2, 4, 5, 6, 8, 9, 10, 11 Buchstaben a 
und c, Nr. 13, 14, 17 §§ 2 und 3 Satz 2 des Ge- 
setzes Nr. 622 zur Einführung der Selbstverwal- 
tung auf dem Gebiet der Sozialversicherung vom 
14. Februar 1958 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 405), 

j 2. die Verordnung zur Anpassung der Wahlordnung 
für die Sozialversicherung vom 9. Januar 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 11) an die besonderen 
Rechtsverhältnisse im Saarland vom 23. Juni 1958 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 575), 

3. § 16 b der Reichsversicherungsordnung. 


Bonn, den 12. Dezember 1961 


Arndgen und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Mende und Fraktion 
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